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BetreN 

Gleichbehandlungsgesetz 

Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

Sp 467/89/Dr. Do/Br 
Dr. Dollinger 

Bitte Durchwahl beachten 

Tel 501 001 4284 
Fax EfJ2 00/ 

Datum 

27. 1 1. 1989 

Was die vorliegende Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz betrifft, 

so möchten wir z u  allererst unser Befremden z um Ausdruck bringen, 

daß einer so sensiblen Maßnahme, wie sie eine maßgebliche Erwei­

terung des Gleichbehandlungsgesetzes darstellt, keinerlei Kontak­

te auf Soz ialpartnerebene vorausgingen. Dies gilt um so mehr, als 

sich die Gleichbehandlungskommission wohl als geeignetes Forum 

für eine Erörterung dieser Materie angeboten hätte. Auch die an­

läßlich der Ankündigung dieser Novelle bei der Gleichbehandlungs­

Enquete am 3 1. Mai d.J. von Arbeitgeberseite nachdrücklich vorge­

brachten Einwände waren für das Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales offensichtlich kein Anlaß, vor Versendung des Begutach­

tungsentwurfes den Kontakt mit den Sozialpartnern herzustellen. 

In inhaltlicher Hinsicht lehnen wir den gesamten Entwurf ent­

schieden ab und betonen ausdrücklich, daß wir ihn auf sozialpart­

nerschaftlicher Ebene nicht für konsensfähig halten. Wir möchten 

aber auch klarstellen, daß wir uns mit dem Geist dieser Novelle 

auch im Falle ihrer Gesetzwerdung nicht identifizieren werden und 

daß wir es als Verpflichtung einer Interessenvertretung der Ar­

beitgeber ansehen würden, unsere Mitglieder ausführlich auf jene 
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unabsehbaren Probleme hinzuweisen, die sich in diesem Fall bei 

der Beschäftigung weiblicher Mitarbeiter ergeben könnten. Wir be­

halten uns weiters ausdrücklich vor, im Falle der Gesetzwerdung 

dieser Novelle die Entsendung von Arbeitgebervertretern in die 

Gleichbehandlungskommission zu überdenken. 

Die Gleichbehandlung von Mann und Frau im Arbeitsleben als poli­

tische Zielsetzung wird heute vernünftigerweise wohl weder von 

den Arbeitgebern selbst noch von den Arbeitgeberverbänden dem 

Grunde nach bestritten, doch geht es bei der Erreichung jedes 

Zieles um eine vernünftige und von allen anerkannte Ziel-Mittel­

Relation. Diese Relation ist bei der vorliegenden Novelle in 

zweifacher Hinsicht nicht gegeben: 

Einerseits ist gerade den die Gleichbehandlung betreibenden Poli­

tikern bekannt, daß weder das Gleichbehandlungsgesetz 1979 noch 

die 1985 vorgenommene Novellierung an der realen Situation etwas 

geändert haben (so wurde etwa die 1985 in das Gleichbehandlungs­

gesetz aufgenommene Verpflichtung zur Berichtslegung bei einer 

vermuteten Verletzung des Gleichbehandlungsgesetzes in keinem 

einzigen Fall in Anspruch genommen), andererseits stellt auch die 

unübersehbare Kriminalisierung des Arbeitsrechts in diesem Be­

reich kein adäquates Mittel zur Erreichung des Gleichbehandlungs-

zieles dar. Bei allem Verständnis für dieses Ziel werden wir 

nicht zulassen, daß der Arbeitgeber bei der Realisierung seiner 

personalpolitischen Vorstellungen und bei der Ausübung seines Di­

rektionsrechtes in die Rolle eines permanent potenziellen Beklag­

ten gedrängt wird. 

Auch der Hinweis auf einschlägige Richtlinien in den EG vermag 

uns in keiner Weise zu überzeugen. In einer Zeit, in der weder 

Zeitpunkt noch materieller Gehalt einer Teilnahme Österreichs am 

EG-Binnenmarkt feststehen oder absehbar sind, besteht keine wie 

immer geartete Veranlassung, auf einem isolierten Rechtsgebiet 

eine Rechtsangleichung vorzunehmen und damit eine Vorleistung zu 
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erbringen. Dazu kommt, daß die vorgesehenen Bestimmungen teilwei­

se gar nicht auf EG-Recht, sondern auf der Judikatur des Europäi­

schen Gerichtshofes beruhen. Die Beweislastumkehr schließlich 

geht sogar bloß auf einen Vorschlag der Kommission der EG für 

eine Richtlinie des Rates zurück. Schließlich ist dazu zu bemer­

ken, daß die einzelnen EG- Staaten die Gleichbehandlungsrichtli­

nien nur teilweise umgesetzt haben und daß jeder Anhaltspunkt da­

für fehlt, daß sich durch diese Richtlinien eine für die Frauen 

im Verhältnis zu Österreich bessere Position ergeben hat. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes bemerken wir folgen­

des: 

Z u � 2 Abs. 1 Z 1 - 7 : 

Die Ausweitung des Diskriminierungsverbotes auf praktisch sämtli­

che Bereiche des Arbeitsverhältnisses würde die Frage, was im 

Streitfall als sachliche Rechtfertigung einer benachteiligenden 

Differenzierung anerkannt würde, noch bedeutsamer als bisher ma­

chen. Dabei gibt es eine Reihe praktischer Umstände bzw. Diffe­

renzierungsgründe, von denen es fraglich ist, ob sie tatsächlich 

als sachliche Rechtfertigungsgründe gelten würden. Dazu zählt et­

was das fehlende Interesse einer Geschlechtsgruppe an der Durch­

führung bestimmter Arbeiten. Auch die mutterschaftsbedingten Be­

rufs unterbrechungen mit der Folge geringerer Berufspraxis im Ver­

gleich zu gleichaltrigen Männern sowie die organisatorischen 

Schwierigkeiten, die sich bei mutterschaftsbedingten Abwesenhei­

ten vor allem bei höheren Positionen dadurch ergeben, daß nicht 

befristet ausreichend qualifizierte Vertreter gefunden werden 

können, sind zweifellos praktisch gewichtige Umstände, die im 

Wirtschaftsleben einer vollen Gleichbehandlung entgegenstehen, 

von denen es aber äußerst fragwürdig ist, ob sie auch rechtlich 

als ausreichende 

den. Daß durch 

Rechtfertigung 

sachliche Differenzierungsgründe anerkannt wür­

die Ziffern 1 und 5 erstmals vorn Arbeitgeber eine 

für eine Einstellung oder eine Beförderung ver-
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langt wird, ist für uns völlig unakzeptabel. Was das Gleichbe­

handlungsgebot bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen be­

trifft, so hat schon Bydlinski zu den einschlägigen Bestimmungen 

des Kodifikationsentwurfs 1960 im Gutachten für den 1. Österrei-

chisehen Juristentag angemerkt, 

Eingriff in die Privatautonomie 

daß dies einen völlig sinnlosen 

bedeute. Daran knüpft sich für 

uns das Zentralproblem des gesamten Entwurfes. Wir betonen noch­

mals, daß wir nicht akzeptieren werden, daß die Autonomie des Ar­

beitgebers im Personalbereich durch ein auf die Geschlechter be­

zogenes Differenzierungsverbot weiter eingeschränkt werden soll. 

Wir haben uns schon einmal gegen die Einschränkung dieser wichti­

gen Gestaltungsmöglichkeit nachdrücklich zur Wehr gesetzt (Ent­

wurf des Arbeitsverfassungsgesetzes 1974). 

Zu � 2 Abs. 2: 

Es ist zu befürchten, daß aufgrund dieser Bestimmungen ein massi­

ver Eingriff in die Kollektivvertragsautonomie der Kollektivver­

tragspartner erfolgt. Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, 

daß wir einen Eingriff in diese Autonomie als Einmischung in die 

Lohn- und Kollektivvertragspolitik der Verbände und Gewerkschaf­

ten betrachten und diese mit allen zu Gebote stehenden Mittel ab­

wehren werden. Die autonome Lohnpolitik mitsamt ihrer Lohnfindung 

hat sich jahrzehntelang bewährt, sodaB Eingriffe in diesen Ge­

staltungsbereich auch nicht gerechtfertigt werden können. 

Zu � 2 Abs. 3: 

Aus dieser Bestimmung geht hervor, daß es nicht um Gleichbehand­

lung, sondern um eine Bevorzugung der Frauenarbeit geht. Es mutet 

seltsam an, daß als Instrument vorübergehender Sondermaßnahmen 

auch das Gesetz genannt wird, obwohl es sich bei dieser Bestim­

mung zweifellos um keine Verfassungsbestimmung handelt. Unklar 

ist, was damit gemeint ist, wenn auch Verordnungen Sondermaßnah­

men zugunsten einer Geschlechtsgruppe vornehmen können sollen. Es 

. /5 

21/SN-258/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 11

www.parlament.gv.at



28. 1 1. 1989 Seite 5 

stellt sich dabei die Frage, ob diese Bestimmung bereits die ge­

setzliche Deckung für derartige Verordnungen darstellt. Die man­

gelnde Determinierung einer solchen Verordnungsermächtigung liegt 

wohl auf der Hand. 

Überdies haben Sondermaßnahmen in diesem Sinne nach unseren In­

formationen vor allem in der Bundesrepublik Deutschland uner­

wünschte Probleme nach sich gezogen. Verordnete Quotenregelungen 

haben dazu geführt, daß vielfach schlechter qualifizierte Frauen 

besser qualifizierten Männern vorgezogen werden mußten. 

stellt wiederum eine Diskriminierung der Männer dar. 

z u � 2 a Abs. 1: 

Dies 

Da schon eine vorn Arbeitgeber "zu vertretende Verletzung" des 

Gleichbehandlungsgebotes eine Schadenersatzpflicht auslöst, kommt 

es offenbar auf das Vorliegen eines Verschuldens nicht mehr an. 

Die in dieser Bestimmung vorgesehene zusätzliche Entgeltentschä­

digung bedeutet im Verhältnis zu den in Österreich allgemein gel­

tenden Bestimmungen über einen ungerechtfertigten Rücktritt von 

einern schon geschlossenen Arbeitsvertrag eine wertungsmäß ig un­

vertretbare Privilegierung, die auch nicht mit der bisherigen Ju­

dikatur des Europäischen Gerichtshofs begründet werden kann. Es 

ist wohl richtig, daß der Europäische Gerichtshof sich mit dem 

Ersatz des bloßen Vertrauensschadens nicht begnügt. Eine pauscha­

le Privilegierung dessen, der keinen Vertrag bekommen hat, gegen­

über jemandem, der zwar einen Vertrag bekommen hat, den der Ar­

beitgeber aber ohne wichtigen Grund nicht einhält, kann aber aus 

dieser Judikatur zweifellos nicht abgeleitet werden. Diese Be­

stimmung würde jedes Einstellungsgespräch, jede Beantwortung ei­

ner schlechthin und somit jede nur denkbare Form der Personalre­

krutierung für den Arbeitgeber zu einen äußerst riskanten Unter­

fangen machen. Wir lehnen diese Regelung daher mit allem Nach­

druck ab. 
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Zu � 2 a Abs. 2: 

Der Entgeltschutz stellt den Erläuterungen nach auf vergleichbare 

Arbeiten ab. Damit wäre wohl auch auf das Anforderungsprofil ei­

ner Tätigkeit abzustellen. Knüpft man nun bei den Erläuterungen 

zu � 2 Abs. 2 an und nimmt an, es dürfe auch im Ist-Lohnbereich 

nicht auf Eigenschaften abgestellt werden, die Männer eher besit-

zen, so lassen sich keine Kriterien angeben, mit deren die Ver-

gleichbarkeit von Arbeiten bestimmt werden könnte. 

Zu � 2 a  Abs. 5: 

Der pauschale Schadenersatz in der Höhe von sechs Monaten Diffe­

renzentgelt ist für uns absolut untragbar. Auch müßte dem Arbeit­

geber die durchsetzbare, also vom Arbeitnehmer zu akzeptierende 

Möglichkeit eingeräumt werden, den dem Gleichbehandlungsgebot 

entsprechenden Zustand durch Nachholung der Beförderung herzu­

stellen. Wir betonen aber an dieser Stelle nochmals ausdrücklich, 

daß wir jeden Eingriff des Gesetzgebers in die Beförderung 

schlechthin ablehnen. 

Zu � 2 a  Abs. 7: 

Die Verweisung auf � 105 Abs. 3 Z. 1 ArbVG ist ebenfalls untrag­

bar. Wir können nicht akzeptieren, daß das dort vorgesehene Ver­

fahren auch für jene Betriebe gelten soll, für die die Kündi­

gungsschutzbestimmungen des ArbVG gar nicht gelten. nicht akzep­

tabel ist, daß an Stelle von � 105 Abs. 5 ArbVG die Regelung von � 

2 a  Abs. 8 des Gleichbehandlungsgesetzes gelten soll. Damit genügt 

zum einen die bloße Behauptung von Tatsachen, die eine Benachtei­

ligung vermuten lassen, zum anderen genügt es aber nicht, daß vom 

Arbeitgeber ein anderes ausschlaggebendes Motiv für die Kündigung 

glaubhaft gemacht wird. Damit sind Kündigungsanfechtungen nach 

dieser beabsichtigten neuen Regelung nur bei völlig absurden Tat­

sachenbehauptungen erfolgreich zu bekämpfen. Wird diese neue Kün-

. /7 

21/SN-258/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 11

www.parlament.gv.at



28.11.1989 Seite 7 

digungsanfechtung anhand praktischer Fälle näher analysiert, so 

kommt es sowohl bei subjektiv als auch bei objektiv betriebsbe-

dingten Kündigungen zu 

nämlich der Arbeitgeber 

trifft eine Auswahl der 

unglaublichen Verzerrungen. Entspricht 

seiner sozialen Gestaltungspflicht und 

zu Kündigenden nach sozialen Gesichts-

punkten, 50 hat bei objekt betriebsbedingten Kündigungen dennoch 

das verpönte Motiv gegenüber der Sozialwidrigkeit von Kündigungen 

eindeutig Vorrang. Gegen diese Regelung, die den allgemeinen Kün­

digungsschutz ad absurdum führt und auch die Mitwirkungsrechte 

des Betriebsrates weitgehend sistiert, müßte auch die Arbeitneh­

merseite Bedenken anmelden. 

Zu � 2a Abs. 8 

Die in dieser Bestimmung vorgesehene Umkehr der Beweislast ist 

für uns absolut nicht akzeptabel. In einem Rechtsstaat kann nicht 

die bloße Behauptung von Tatsachen durch die eine Seite eine Be­

weislastumkehr zu Lasten der anderen herbeiführen. Die Regelung 

des Entwurfes entlastet lediglich die Gerichte von einer amtswe­

gigen Prüfung der Ungleichbehandlung, würde aber in der Praxis 

ausnahmslos zu einer unwiderleglichen Beweislastumkehr führen. 

Auch der l etzte Satz, wonach verbleibende Zweifel zugunsten des 

Arbeitnehmers entschieden werden müssen, enthält eine zusätzli­

che, mit dem Rechtsstaatlichkeits- und Gleichheitsgebot unverein­

bare Diskriminierung der Arbeitgeberseite als ProzeBpartei. Zur 

Unterstreichung der Skurrilität dieser Bestimmung merken wir an, 

daß "beweisen" nach Fasching bedeutet, dem Richter die volle 

Überzeugung vom Bestand einer Tatsache zu vermitteln. Der Beweis 

ist erbracht, wenn der Richter die volle Überzeugung vom Vorhan­

densein der Tatsache erlangt hat. Bei einer vollen Überzeugung 

verbleiben aber keine Zweifel, welche die Entscheidung zugunsten 

des Arbeitnehmers herbeiführen. 

Zu � 2 c: 
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Es ist für uns unerträglich, daß das Gebot der geschlechts neutra­

len Stellenausschreibung nunmehr unter Strafsanktion stehen soll. 

Darüberhinaus steht diese Regelung offenbar im Widerspruch zu � 2 

Abs. 2, wonach eine allgemeine Frauenbevorzugung bei der Stellen­

ausschreibung eigentlich erlaubt sein müßte. 

Zu � 3a: 

Auch die Ausgestaltung der Rechtsstellung der neu einzuführenden 

Gleichbehandlungs-Ombudsperson kann von uns nicht akzeptiert wer­

den. Zunächst wird in wohl verfassungswidriger Weise normiert, 

daß die Gleichbehandlungs- Ombudsperson und ihre Stellvertreterin 

nach Möglichkeit Frauen sein sollen und daß sie überdies nur zu­

ständig für die Beratung und Unterstützung von sich diskriminiert 

fühlenden Frauen sein sollen. Zum anderen sind die in Bezug auf 

jeden einzelnen Betrieb unabhängig vom Anlaß vorgesehenen Unter­

suchungsmöglichkeiten, Auskunftsverpflichtungen und Pflichten zur 

Ausfolgung von Unterlagen nicht nur völlig unakzeptabel, sondern 

erinnern geradezu an Polizeistaatsmethoden. 

Provokant und skandalös ist die Bestimmung des � 3 Abs. 9, wonach 

die Ombudsperson, die ohnehin Mitglied der Gleichbehandlungskom­

mission ist, ihren Standpunkt in der Öffentlichkeit schriftlich 

oder mündlich darlegen 

nicht durchgesetzt hat. 

kann, wenn sie sich in der Kommission 

Damit wird die Kommission derartig unter 

Druck gesetzt, daß man eigentlich nur ihre Abschaffung verlangen 

müßte. Unvereinbar mit Grundrechten, die wir auch für die Arbeit­

geber in Anspruch nehmen, ist die in diesem Absatz überdies ent­

haltene Bestimmung, daß die Ombudsperson an keinerlei Betriebs­

und Geschäftsgeheimnisse oder Datenschutzrücksichten gebunden 

sein soll. Wir wenden uns in diesem Zusammenhang nochmals gegen 

die durch diese Bestimmung ermöglichte sachlich ungerechtfertigte 

öffentliche Verurteilung und Diffamierung einzelner Arbeitgeber. 

Juristisch völlig unhaltbar erscheint uns auch die Tatsache, daß 

die Ombudsperson berechtigt sein soll, als Nebenintervient einem 
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Rechtsstreit über Ansprüche nach dem Gleichbehandlungsgesetz bei­

zutreten. 

Zu � 6  a Abs. 1: 

Auch zu dieser Bestimmung bemerken wir, daß die mit der Verlet­

zung der Berichtspflicht verbundene Strafsanktion in keiner Wiese 

adäquat ist und nachdrücklich abgelehnt wird. 

Zu � lOb: 

Die hier normierte Sonderregelung für die Verjährung, die bei An­

sprüchen aus dem Gleichbehandlungsgesetz zu einer gegenüber ande­

ren Ansprüchen umfassenden Privilegierung führen würde, ist sach­

lich in keiner Weise gerechtfertigt. Diese lange zwingende Ver­

jährungszeit ist insbesondere auch im Zusammenhang mit der Be­

weislastumkehr und den praktischen Beweisschwierigkeiten zu se­

hen, die mit zunehmenden Zeitverlauf, der durch die lange zwin­

gende Verjährungsfrist gefördert wird, zweifellos stark steigen. 

Dazu kommt, daß diese Spezialbestimmung mit hoher Wahrscheinlich­

keit auch gegenüber den kurzen Fristen für eine Kündigungsanfech­

tung als lex specialis anzusehen sein wird. 

Zu � 10 c: 

Wir weisen in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin, daß wir 

die Kriminalisierung des Arbeitsrechts, die mit unangemessen ho­

hen Strafsanktionen verknüpft werden, auf das Entschiedenste ab­

lehnen. 

Abschließend wollen wir es nicht versäumen, auf die immer unüber­

sehbarer werdende Diskrepanz zwischen der beabsichtigten Novel-
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lierung des Gleichbehandlungsgesetzes auf der einen Seite und dem 

Nachtarbeitsverbot für Frauen auf der anderen Seite hinzuweisen. 

Insgesamt glauben wir, daß dem Anliegen der Frauen im allgemeinen 

und den Interessen der Arbeitnehmerinnen durch den vorliegenden 

Gesetzesentwurf wesentlich mehr geschadet als genützt werden wür­

de, da seine Realisierung eine von vornherein negative Einstel­

lung der Arbeitgeber gegenüber der Frauenbeschäftigung auslösen 

würde. 

Wir ersuchen daher das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

dringend, den vorliegenden Entwurf nicht weiter zu verfolgen und 

den gesamten Themenkomplex einer Ausweitung des Gleichbehand­

lungsgesetzes nochmals zu überdenken. 

Wunschgemäß werden 25 Exemplare dieser Stellungnahme dem Präsi­

dium des Nationalrates übermittelt. 
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